
Öffentliche mündliche Anhörung Ausschussvorlage/INA/19/5 – Teil 1 – 
Stand: 10.06.14 
 
 
 
 
Ausschussvorlage 
 
Ausschuss: INA – Sitzung am 18.06.2014 
 
Stellungnahmen zu: 
Gesetzentwurf Drucks. 19/250 
Änderungsantrag Drucks. 19/291 
Änderungsantrag Drucks. 19/359 
– HGO – 
 
 
 
 
  1. Arbeitsgemeinschaft der Hessischen Handwerkskammern S.   1 
 
  2. IHK Arbeitsgemeinschaft Hessen S.   5 
 
  3. gemeinsame Stellungnahme des DGB Bezirk Hessen-Thüringen 
 und ver.di Hessen S.   8 
 
  4. Gemeinde Lautertal S. 11 
 
  5. Hessischer Städte- und Gemeindebund S. 17 
 
  6. Stadt Frankfurt am Main, Dezernat III S. 21 
 
  7. Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co.KG S. 22 
 
  8. unaufgefordert eingegangene Stellungnahme von 
 Unitymedia Kabel BW S. 23 
 
 

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/0/00250.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/1/00291.pdf
http://starweb.hessen.de/cache/DRS/19/9/00359.pdf


1



2



3



4



5



6



7



Deutscher 

Gewerkschaftsbund 

 

Bezirk  

Hessen-Thüringen 

 
 

 

DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen 
Strukturpolitik 

Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 
60329 Frankfurt/Main 

Ansprechpartnerin: 
Liv Dizinger 
 

Telefon: 069 273005-46 
Telefax: 069 273005-45 
E-Mail: Liv.Dizinger@dgb.de 
 

 

 

 

 
 
 
Stellungnahme 
des DGB-Bezirks Hessen-Thüringen und des ver.di-
Landesbezirks Hessen, Fachbereich „Gemeinden“ 
 
zu 
 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/ Die 
GRÜNEN für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen 
Gemeindeordnung (Drucks. 19/250) 
 
und 
 
Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE (Drucks. 19/291) 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD (Drucks. 19/359) 
 
Frankfurt am Main, 6. Juni 2014 
 

8



Deutscher 

Gewerkschaftsbund 

 

Bezirk  

Hessen-Thüringen 

 
 

 

 2 

Einführung: 
 
Der DGB begrüßt die geplante Änderung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) durch die hessische 
Landesregierung, da sie die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen in den Bereichen Energie und 
Breitbandausbau erleichtert. Allerdings geht der Gesetzentwurf der Fraktionen CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
aus Sicht des DGB nicht weit genug. Die Änderungsanträge der SPD und der Linken gehen weiter als der 
vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung, so dass diese seitens des DGB favorisiert werden.  
 
Im Rahmen des Hessischen Energiegipfels hatte sich der DGB für eine Änderung der HGO ausgesprochen. So 
heißt es in einer Protokollnotiz des Abschlussberichtes vom 20.11.2011 auf Seite 16: „Energieversorgung muss 
die gesellschaftliche Daseinsvorsorge sicherstellen. Deshalb spielen die Kommunen eine wichtige Rolle. Diese 
sollen nicht nur für die Akzeptanz werben, sondern auch eine Schlüsselrolle für die nachhaltige dezentrale 
Energieversorgung spielen. Der DGB sieht die Formulierung zur Änderung der HGO aus der AG 1 als die richtige 
an.“ Die Arbeitsgruppe 1 „Ausbau eines zukunftsfähigen Energiemix aus erneuerbaren und fossilen Energien in 
Hessen“ hatte eine Änderung der HGO hinsichtlich der verstärkten Möglichkeit zur wirtschaftlichen Betätigung der 
Kommunen zum Zwecke der Energiegewinnung aus erneuerbaren Energien empfohlen.  
 
Der DGB begrüßt, dass in dem vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung neben dem Energiebereich die 
Breitbandaktivitäten der Kommunen in den Ausnahmekatalog der HGO aufgenommen wurden, weil dadurch der 
Breitbandinfrastrukturausbau, insbesondere in ländlichen Gegenden, beschleunigt wird. 
 
 
Zu dem Gesetzentwurf und den Änderungsanträgen im Einzelnen:  
 
Subsidiaritätsprinzip (§ 121, Absatz 1 HGO):  
Paragraph 121, Absatz 1 HGO sagt aus, dass sich die Kommune nur dann wirtschaftlich betätigen darf, wenn der 
öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt, die Betätigung in einem angemessenen Verhältnis zur 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und der Zweck nicht ebenso gut und 
wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt wird oder erfüllt werden kann.  
 
Der DGB kritisiert, dass in dem Gesetzentwurf von CDU und Bündnis 90/Die Grünen weiterhin das 
Subsidiaritätsprinzip enthalten ist. Dieses sagt aus, dass private Unternehmen bei der Erfüllung des öffentlichen 
Zwecks bevorzugt werden müssen. 
 
Kritisch bewertet der DGB, dass durch diese Regelung weiterhin viele interessante Sektoren privaten 
Unternehmen Einnahmemöglichkeiten gewähren und den Kommunen die wirtschaftliche Betätigung in diesen 
Bereichen untersagt ist. Ausnahmen hiervon sind neuerdings der Energie- und der Breitbandbereich.  
 
Der DGB lehnt das Subsidiaritätsprinzip ab. Denn häufig führt die wirtschaftliche Betätigung der Kommune nicht 
nur zu besseren Löhnen und Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten, sondern auch zu einer höheren Qualität 
und niedrigeren Preisen für die Kundinnen und Kunden.  
Da die Änderungsanträge der SPD und der Linken in diesem Bereich weitergehen, werden diese seitens des 
DGB favorisiert.  
 
 
Re-Kommunalisierung:  
Der DGB spricht sich dafür aus, dass entsprechend dem Änderungsantrag der Linken (Paragraph 121, Abs. 5 
HGO) folgende Regelung eingeführt wird: Die Gemeinden haben mindestens einmal in jeder Wahlzeit zu prüfen, 
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inwieweit Tätigkeiten, die von privaten Dritten ausgeübt werden, wieder auf die Gemeinde, Eigenbetriebe oder 
kommunale Unternehmen zurückübertragen werden können (so genannte Re-Kommunalisierungsmaßnahmen).  
 
Verbundene Tätigkeiten (§ 121, Abs. 4 HGO):  
Paragraph 121, Absatz 4 HGO sagt aus, dass verbundene Tätigkeiten, die üblicherweise im Wettbewerb zusam-
men mit der Haupttätigkeit erbracht werden, ebenfalls zulässig sind; mit der Ausführung dieser Tätigkeiten sollen 
private Dritte beauftragt werden, soweit das nicht unwirtschaftlich ist. 
 
Der DGB spricht sich dafür aus, dass die Regelung „mit der Ausführung dieser Tätigkeiten sollen private Dritte 
beauftragt werden, soweit das nicht unwirtschaftlich ist“, gestrichen wird.  
 
Markterkundung (§ 121, Abs. 1a HGO und Abs. 6):  
Paragraph 121, Abs. 1a und Abs. 6 HGO sagen aus, dass vor der wirtschaftlichen Betätigung der Kommune ein 
Markterkundungsverfahren durchgeführt werden sollte. Der DGB spricht sich dafür aus, dass das Markterkun-
dungsverfahren abgeschafft wird, weil dieses die wirtschaftliche Betätigung der Kommune erschwert und zu 
unnötigen Verzögerungen führt. 
 
Für Rückfragen steht Ihnen unsere Referatsleiterin für Struktur- und Technologiepolitik, Liv Dizinger (Dipl. Vw.) 
unter Telefon 069/273005-46 oder per E-Mail Liv.Dizinger@dgb.de zur Verfügung. 
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Öffentliche Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtags am 18.06.2014 

Änderung des § 121 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Klee, sehr geehrte Damen und Herren, 

 

bis zur Kommunalrechtsnovelle 2005 wurde die sogenannte „Subsidiaritätsklausel“ nicht 

ausdrücklich im § 121 HGO genannt. Die seinerzeitige Landesregierung hat die Auffassung 

vertreten, dass durch die entsprechende Aufnahme in die Kommunalverfassung die 

Gemeinden vor überflüssigen wirtschaftlichen Risiken bewahrt und die Privatwirtschaft vor 

einer Beeinträchtigung ihrer berechtigten Interessen geschützt werden sollen.  

 

Die Kommunalparlamente gehen jedoch sehr verantwortungsvoll mit der Frage um, ob eine 

wirtschaftliche Beteiligung eingegangen oder eine wirtschaftliche Betätigung aufgenommen 

werden soll. Insofern vertrete ich die Auffassung, dass die bislang gemachten 

Einschränkungen im § 121 HGO nicht erforderlich sind und sie insofern vollständig im 

Rahmen dieser Novelle in Wegfall kommen sollten.  

 

Kommunen werden sich nur dann wirtschaftlich betätigen, wenn es einem öffentlichen Zweck 

dient. Der Kommunalaufsicht und der Revision stehen genug Prüfkriterien zur Verfügung, um 

im Vorfeld wirtschaftliche Risiken abzuprüfen, so beispielsweise in § 12 der Gemeindehaus-

haltsverordnung (GemHVO - Wirtschaftsvergleich bei Investitionen). 

 

 

Erneuerbare Energien: 

 

Die Gemeinde Lautertal hat im Jahr 2008 eine Halle für Bauhof und Feuerwehr errichtet. Auf 

dieser Halle wurde eine Photovoltaikanlage installiert. Über die Laufzeit von 20 Jahren soll 

diese Halle vollständig über die Einspeisevergütung refinanziert werden (Bilder der Halle im 

Anhang). Der bisherige Ertrag liegt deutlich über der seinerzeitigen Prognose. 

  

DER BÜRGERMEISTER DER GEMEINDE 
LAUTERTAL (VOGELSBERG) 
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An diesem Beispiel wird deutlich, dass gerade die erneuerbaren Energien – bei vertretbarem 

wirtschaftlichem Risiko – zu einer Entlastung des kommunalen Haushalts beitragen können. 

Insofern ist hier zu begrüßen, dass eine Begrenzung der kommunalen Beteiligung entfallen 

soll. Es war bislang nicht nachzuvollziehen, warum Kommunen nur begrenzt an einem 

wirtschaftlichen Erfolg partizipieren sollen.  

 

Kommunen können hierdurch zum einen besser ihrem gesetzlichen Auftrag nachkommen und 

zum anderen werden Folgeinvestitionen ausgelöst, die gerade den wirtschaftlichen Interessen 

Privater zu Gute kommen. Eine wirtschaftliche Beteiligung der Einwohner an diesem 

konkreten Projekt war nicht sinnvoll – der administrative Aufwand wäre deutlich zu hoch 

gewesen. Die Einwohnerinnen und Einwohner profitieren jedoch indirekt durch die 

Refinanzierung des Projekts und damit letztendlich durch eine finanzielle Entlastung. 

 

An diesem Beispiel wird meines Erachtens deutlich, dass die Frage der „erneuerbaren 

Energien“ nicht auf die Windkraft reduziert werden darf – auch wenn dies natürlich den 

größten Anteil ausmachen wird. 

 

Bei einem bereits umgesetzten Windkraftprojekt in unserer Gemeinde in interkommunaler 

Zusammenarbeit mit der Stadt Ulrichstein wurde selbstverständlich eine wirtschaftliche 

Beteiligung der Einwohnerinnen und Einwohner vorgesehen – durch eine sogenannte 

Bürgerwind-Gesellschaft. Bei drei von sieben Anlagen wurde eine Bürgerbeteiligung 

realisiert. 

 

Dies zum einen, um die regionale Wertschöpfung und zum anderen, um die Akzeptanz der 

Bevölkerung zu erhöhen. 

 

Bei einem weiteren geplanten Windpark in unserer Gemeinde ist eine Bürgerbeteiligung über 

die Energiegenossenschaft Vogelsberg vertraglich vereinbart – aus den gleichen 

Beweggründen. 

 

Eine Realisierung des Projektes, das eine hohe Akzeptanz in der Bevölkerung hat und dem 

einstimmige Beschlüsse aller gemeindlichen Gremien zugrunde liegen, droht zu scheitern. 

Die windhöffigsten Standorte im Vogelsbergkreis, die im Vogelschutzgebiet liegen, werden 

nach aktuellem Stand der Regionalplanung nicht genutzt werden können.  Auch wenn dies 

nicht Thema dieser Anhörung ist, werden die Energieziele des Landes so nicht erreicht 

werden können.  

 

Gerade durch die erneuerbaren Energien kann eine hohe regionale Wertschöpfung erzielt 

werden. Deutlich wird dies am MORO-Projekt im Vogelsbergkreis (Modellvorhaben der 

Raumordnung – Aktionsprogramm des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung).  

 

Hierzu werden in Kürze drei Elektrofahrzeuge zur Verfügung gestellt (eines im Rahmen eines 

Nachbarschaftshilfevereins in Schotten und zwei als Carsharing-Modell in Gemünden und 

Lautertal). Zum einen wird dadurch das Ziel der Bundesregierung unterstützt, mehr 

Elektrofahrzeuge auf die Straße zu bringen, zum anderen kann das Elektrofahrzeug 

letztendlich als Zwischenspeicher in einer Region, die  Stromexporteur ist, genutzt werden. 

Meines Wissens gibt es keine Zahlen, wie hoch der Kraftstoffverbrauch der Einwohnerinnen 

und Einwohner von Lautertal ist. Schätzungen gibt es aber sehr wohl, dass die 2.420 

Lautertalerinnen und Lautertaler jährlich für 3 Mio. EUR Heizöl einkaufen. Wenn man nur 

einen Teil der Kraftstoff- und Heizkosten durch regional erzeugten Strom ersetzt, kann man 

nur erahnen, welche regionale Wertschöpfung entsteht. 
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Breitbandversorgung: 

Es ist zu begrüßen, dass sich Kommunen im Bereich der Breitbandversorgung engagieren 

können, was sie bereits bisher zwangsläufig tun. 

 

Bislang bestand Seitens der Kommunikationsunternehmen keinerlei Interesse an einer 

Breitbandversorgung im ländlichen Raum. Insofern wurde in der  Gemeinde Lautertal im Jahr 

2006 – ohne finanzielle Beteiligung der Gemeinde – (jedoch mit wesentliche Unterstützung 

bei den Verhandlungen und bei der Errichtung des Netzes) - eine Breitbandversorgung über 

Richtfunk bis zu einer Bandbreite von 2 MBit aufgebaut. 

 

Die nächste Stufe des Ausbaus erfolgte dann im Jahr 2011 bis zu 16 MBit. Eine finanzielle 

Förderung durch das Land war dann aber ausgeschlossen. Wir galten nicht mehr als 

unterversorgt, weil wir uns „zu früh“ des Themas angenommen und bereits eine 

Breitbandversorgung von 2 MBit hatten. 

 

Das Unternehmen forderte eine finanzielle Beteiligung am Netzausbau, um die 

Deckungslücke zu schließen. Ein Zuschuss der Gemeinde konnte jedoch nicht gewährt 

werden. Das Unternehmen war mittlerweile in einigen Kommunen tätig. Eine 

Zuschussgewährung hätte einen Verstoß gegen das Europarecht bedeutet. Nach der De-

minimis-Verordnung sind unter „De-minimis“- Beihilfen Zuwendungen bis zu einem 

Beihilfebetrag bzw. Subventionswert von 200.000 EUR innerhalb von drei Steuerjahren zu 

verstehen, die bei der Europäischen Kommission nicht zur Genehmigung angemeldet werden 

müssen. In diesem Umfang geht die Kommission davon aus, dass im Ergebnis keine 

Wettbewerbsverzerrung erfolgt.  

 

Wenn schon bei der Gemeinde Lautertal ein Zuschussbetrag von 38.000,00 EUR im Raume 

stand, wird deutlich, dass eine Überschreitung zu erwarten war. Erst nach Prüfung weiterer 

Alternativen kamen wir dann zu einer „kreativen“ Lösung, die eine Realisierung ermöglicht 

hat. 
.  

Durch die Berichterstattung im Vorfeld dieser Anhörung ist der Eindruck entstanden, dass 

durch das Gesetzesvorhaben die Kommunen eine Erlaubnis bekommen und sie dann auf dem 

freien Markt agieren könnten.  

 

Die Kommunen müssen doch letztendlich reagieren, weil der Markt versagt und sie sich - 

vornehmlich im ländlichen Raum - selbst um die Breitbandversorgung kümmern müssen. Und 

das – wie im geschilderten Fall - ohne staatliche Zuschüsse und aus eigenen Mitteln – 

wohingegen im Ballungsraum von verschiedenen Anbietern Breitband zur Verfügung gestellt 

wird. Auch wenn die Kommunen im ländlichen Raum nun agieren könnten, wovon soll es 

finanziert werden? 

 

Gerade in Zeiten der Diskussion um den „Schutzschirm“ und den sog. „Herbsterlass“ werden 

die Kommunen einerseits angehalten, den Haushalt auszugleichen und die Verschuldung zu 

verringern. Andererseits werden sie – zumindest in der öffentlichen Wahrnehmung – 

aufgefordert, bei der Breitbandversorgung Investitionen zu tätigen.  

 

Entsprechende Investitionen können nicht wirtschaftlich sein (ansonsten würden diese durch 

private Kommunikationsunternehmen vorgenommen). Die Kommunen, die nicht tätig 

werden, bekommen dann vorgehalten: „Ihr dürft doch! Warum tut ihr nichts!“ Gerade im 

ländlichen Raum, der durch die demographische Entwicklung besonders betroffen ist, wird 

sich dies eklatant auswirken.  
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Zum einen können sich die Kommunen derartige Investitionen nicht leisten – die 

Verschuldung pro Einwohner wird bei zurückgehenden Einwohnerzahlen zwangsläufig 

steigen. Private Kommunikationsunternehmen werden noch weniger Interesse an einem 

Ausbau haben. Wenn jedoch kein Ausbau erfolgt, werden sich noch mehr Einwohnerinnen 

und Einwohner – und vor allem auch Arbeitsplätze - vom ländlichen Raum verabschieden. 

Die Problematik – „Entleerung“ des ländlichen Raums und Bevölkerungszunahme in den 

Ballungszentren – beides mit entsprechenden finanziellen (und vor allem sozialpolitischen) 

Auswirkungen - wird sich dadurch weiter verschärfen. Durch eine verbesserte technische 

Infrastruktur im ländlichen Raum könnte beidem entgegengewirkt werden.  

 

Durch eine mögliche Änderung der HGO können die Kommunen zwar Netzbetreiber werden. 

Zumindest die kleineren Kommunen werden aber nicht in der Lage sein, die eigentliche 

Dienstleistung zu erbringen. Man wird ein Kommunikationsunternehmen benötigen, das die 

Breitbandversorgung sicherstellt.  Das Unternehmen wird höhere Kosten als im Ballungsraum 

verlangen – für den Betrieb des Netzes, für das Netzentgelt an die Deutsche Telekom für die 

sog. „letzte Meile“ sowie das eigentliche Entgelt für das durch die Kommune hergestellte 

Netz. Um die Kosten bundesweit annähernd vergleichbar zu halten, werden die Kommunen  

kein oder ein geringes Netzentgelt erheben können. Hierdurch wird eine Refinanzierung des 

Netzes nicht möglich sein. Die Investition wird sich als nicht wirtschaftlich erweisen. 

 

Insofern werden seitens des Landes sogenannte „verlorene Zuschüsse“ erforderlich sein – dies 

über das mögliche „EU-Programm zur Strukturförderung im ländlichen Raum“ hinaus. 

Hierzu ist eine Co-Finanzierung des Landes erforderlich. Ein Darlehensprogramm hilft hier 

nicht weiter – das Land würde sehenden Auges die Verschuldung der Kommunen weiter in 

die Höhe treiben. 

 

Soweit seitens der Kommunen entsprechende Investitionen über Kredite (vor)finanziert 

werden, sind diese bei der Kreditgenehmigung nach § 103 HGO außen vor zu lassen. Wenn 

Kommunen Aufgaben übernehmen, die man in Zeiten vor der Liberalisierung des 

Telekommunikationssektors der Deutschen Post oder der Deutschen Telekom – somit eine 

Bundesaufgabe - übertragen hätte und man ihnen dies dann über die Kreditgenehmigung nach 

§ 103 HGO wieder verwehrt, wäre dies nicht hinnehmbar. 

 

Durch den Landesgesetzgeber darf keine Einschränkung dergestalt erfolgen, dass Kommunen 

nur dann wirtschaftlich tätig werden dürfen, wenn kein anderer Anbieter die Aufgaben der 

Daseinsvorsorge – unstrittig gehört die Breitbandversorgung mittlerweile dazu - übernehmen 

will. Insofern ist eine Erhöhung der Verschuldung vorprogrammiert. Im Umkehrschluss heißt 

dies aber auch, dass den Kommunen eine wirtschaftliche Tätigkeit, die einen Ertrag für den 

Gemeindehaushalt erbringen kann, nicht verwehrt werden darf. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Heiko Stock 

Bürgermeister 
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Hessischer Landtag 
Geschäftsstelle des Innenausschusses 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 

 

06.06.2014   
 

Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir nehmen Bezug auf den zur Konsultation gestellten Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Änderung 

der Hessischen Gemeindeordnung vom 25.03.2014, Drs. 19/250, sowie die Änderungsanträge in den 

Drs. 19/291 und 19/359. 

 

Die mit dem Gesetzentwurf verfolgte Zielsetzung, den Ausbau digitaler Infrastrukturen voranzubrin-

gen, teilen wir uneingeschränkt. Unter der Kundenmarke Unitymedia sind wir seit vielen Jahren in 

weiten Teilen des Landes Hessen mit eigenen Hochgeschwindigkeitsnetzen tätig. Dank beständiger 

Erweiterung und Aufrüstung bieten wir heute schon deutlich über 65 Prozent der Haushalte in Hessen 

Internetanschlüsse mit Bandbreiten bis zu 150 Mbit/s. Damit leisten wir bereits heute einen überpro-

portionalen Beitrag zur Erreichung der Breitbandziele. Noch in diesem Jahr werden wir die Maximal-

bandbreite dieser Anschlüsse auf 200 Mbit/s anheben. 

 

Die konkret vorgeschlagene Regelung, Breitbandaktivitäten der Kommunen in den Ausnahmekatalog 

des § 121 Abs. 2 HGO aufzunehmen bzw. sie als „öffentlichen Zweck“ im Sinne der Subsidiaritäts-

klausel des § 121 Abs. 1 HGO zu definieren (vgl. den Änderungsantrag Drs. 19/359), sehen wir je-

doch mit erheblicher Sorge und rechtlichen Bedenken. 

 

23



 

06.06.2014 Seite 2/6 
 
 
 
1. 

Wir erkennen dabei an, dass insbesondere der Breitbandausbau in ländlichen Gebieten der Be-

schleunigung bedarf. Allerdings halten wir es für einen verfehlten Ansatz, dieses Problem durch 

kommunale Aktivitäten lösen zu wollen. Hiergegen sprechen sowohl rechtliche als auch wirtschaftli-

che Gründe. 

 

Der Breitbandausbau in Deutschland erfolgt im Wettbewerb. Es besteht sogar eine ausdrückliche 

Festlegung in Art. 87f GG, dass die Bereitstellung von Telekommunikationsdienstleistungen durch 

private Unternehmen zu erfolgen hat. Betrachtet man die Entwicklung des Telekommunikations-

markts und konkret der Verfügbarkeit von Breitbandanschlüssen in den zurückliegenden Jahrzehnten, 

hat sich diese Liberalisierung als Erfolgsmodell erwiesen. 

 

Es ist konkret der (Infrastruktur-)Wettbewerb zwischen privaten Unternehmen, der hohe Investition in 

die Netze ausgelöst und bereits weite Teile Hessens mit schnellen Internetanschlüssen versorgt hat. 

Auch in Zukunft wird der Ausbau vor allem durch private Investitionen, bestenfalls unterstützt durch 

staatliche Förderprogramme und -instrumente weiter vorangetrieben werden.  

 

Der Einstieg kommunaler Unternehmen in den Breitbandausbau gefährdet jedoch genau dieses Mo-

dell. Denn anstatt den Wettbewerb weiter anzukurbeln, erschwert er diesen. Durch andere Absiche-

rungen und Renditeziele verzerren kommunale Unternehmen den Wettbewerb und können im 

schlimmsten Fall zum Rückzug von marktgetrieben Wettbewerbern führen. Zugleich übernehmen die 

Kommunen ein wirtschaftliches Risiko, das steigt, je mehr sie in Regionen ausbauen, in denen sich 

ein marktgetriebener Ausbau nicht rechnet. Bliebe es dabei, wäre die Aktivität staatlicher Akteure 

womöglich zu rechtfertigen. Doch genau dieses hohe wirtschaftliche Risiko kann und wird erfah-

rungsgemäß in der Folge dazu führen, dass die kommunalen Unternehmen, um die wirtschaftlichen 

Risiken wieder abzumildern, doch wieder vermehrt mit ihren Aktivitäten in Gebiete vordringen, in de-

nen ohne Wettbewerbsverzerrung ein marktgetriebener Ausbau erfolgen würde. Entsprechende Er-

fahrungen gibt es zahlreich auch aus anderen Bereichen kommunaler wirtschaftlicher Tätigkeit mit 

entsprechend zahlreichen Rechtsstreiten und negativen wirtschaftlichen Effekten. 
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Anstatt den Wettbewerb zu gefährden und neue haushälterische Risiken in den Kommunen entste-

hen zu lassen, sollten daher andere, weniger wettbewerbsgefährdende Wege gegangen werden. 

Kommunen können beispielsweise durch die Übernahme von Tiefbauarbeiten oder durch spezielle 

Kooperationen mit Unternehmen ihre Fähigkeiten und ihr Know-How einbringen und so Finanzie-

rungslücken schließen.  

 

Erfahrungen mit dem Ausbau durch kommunale Unternehmen haben darüber hinaus weitere Schwie-

rigkeiten zum Vorschein gebracht. Der Ausbau durch Kommunen führt häufig zu einer unkontrollierten 

und zersplitterten Errichtung von Netzen mit unterschiedlichster Technologie und Topologie, welche 

schon wegen ihrer Kleinteiligkeit nicht wirtschaftlich betrieben werden könnten. Hinzu kommt, dass 

den Kommunen immer wieder das notwendige technische und operative Know-how für die Errichtung 

und den Betrieb von Netzen fehlt und dieses auch nicht mit zumutbarem Aufwand erworben werden 

kann. Da folglich jedwede Aktivitäten sinnvoller Weise eine Kooperation mit Telekommunikationsun-

ternehmen erfordern, tritt die wirtschaftliche Eigenbetätigung der Gemeinden bereits wieder in den 

Hintergrund, und es eröffnen sich Fragen beihilferechtlicher Natur, welche den Vorhaben eine erheb-

liche Komplexität hinzufügen, mit der die Gemeinden schon heute weitestgehend allein gelassen 

werden. Hier sollten daher besser von Vornherein Strukturen gewählt werden, die klarer den unter-

stützenden Charakter der gemeindlichen Tätigkeit zur Überwindung von Wirtschaftlichkeitslücken 

tragen, die aber eben nicht auf eine eigene wirtschaftliche Tätigkeit der Gemeinde im Telekommuni-

kationssektor hinauslaufen. Hierfür bedarf es jedoch nicht der angedachten Änderung der Gemeinde-

ordnung.  

 

Wir sind daher der Auffassung, dass eine Beschleunigung des Ausbaus von Breitbandnetzen nur 

dann einsetzen kann, wenn den Gemeinden eine konsistente und robuste Förderpolitik zur Verfügung 

gestellt wird. Diese muss vor allem darauf achten, die technischen Möglichkeiten und rechtlichen 

Rahmenbedingungen den lokalen Entscheidungsträgern transparent zu machen und gemeinsam mit 

den Unternehmen nach tragfähigen und rechtlich sauberen Lösungen zu suchen. 
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2. 

Neben den wettbewerblichen Wirkungen begegnen die vorgeschlagenen Änderungen, die aus recht-

licher Sicht darauf hinauslaufen, die Errichtung und den Betrieb von Breitbandnetzen als Aufgabe der 

öffentlichen Daseinsvorsorge zu deklarieren und den Kommunen zuzuweisen, auch erheblichen 

rechtlichen Bedenken. Sie widersprechen sowohl dem Grundgesetz als auch EU-Recht. 

 

a. 

Errichtung und Betrieb von Breitbandnetzen sind als Telekommunikationsdienstleistungen im Sinne 

von Art. 87f GG zu qualifizieren. 

 

Wie schon erwähnt, ist durch diese Grundgesetzregelung – in Umsetzung der europarechtlichen Ver-

pflichtungen zur Abschaffung des historischen Fernmeldemonopols – festgeschrieben, dass Tele-

kommunikationsdienstleistungen als privatwirtschaftliche Tätigkeiten erbracht – und damit in Abkehr 

von der früheren hoheitlichen Versorgung nicht mehr durch staatliche Stellen. Mischformen wie die 

eigenwirtschaftliche Betätigung von Kommunen bedeuten mindestens eine Aufweichung dieser 

Grundentscheidung und dürften jedenfalls dann nicht zulässig sein, wenn hierdurch die vorrangige 

privatwirtschaftliche Tätigkeit verdrängt oder auch nur wettbewerblich gefährdet werden kann. 

 

Die in Art. 87f Abs. 1 GG definierte öffentliche Aufgabe beschränkt sich vielmehr allein auf die Ge-

währleistung (nicht aber die Erbringung) einer flächendeckend angemessenen Versorgung mit den 

erforderlichen Dienstleistungen. Diese Aufgabe ist zudem durch Art. 87f Abs. 1 GG dem Bund als 

Aufgabe zugewiesen, der hierzu Näheres durch Bundesgesetz regelt. Es handelt sich mithin nicht um 

eine Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung im Sinne von Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG. Sie kann 

den Kommunen auch nicht durch einfaches Recht – erst recht nicht durch Landesgesetz wie in Drs. 

19/359 – zugewiesen werden. 

 

Die verfassungsrechtlich vorgegebene Trennung von bundesstaatlicher Aufgabe und privater Erfül-

lung wird durch die hier in Rede stehenden Gesetzesvorhaben in unzulässiger Weise verletzt. Die 

vorgeschlagene Ausnahme von der Subsidiaritätsklausel (Drs. 19/250) führt im Ergebnis dazu, dass 

die Gemeinden von einer Prüfung der Wirtschaftlichkeit eigener Vorhaben befreit werden und daher 
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ungehindert in wettbewerbsverzerrende Konkurrenz zu den vom GG eigentlich mit der Erbringung 

beauftragten privaten Anbietern treten könnten. Da den Gemeinden wie gezeigt eine öffentliche Auf-

gabe insoweit gerade nicht zukommt, besteht für einen derartigen Eingriff in das Wirtschaftsleben und 

die individuellen Rechte der privaten Anbieter keine Rechtfertigung. 

 

b. 

Wie bereits vorstehend angedeutet, ist die im Grundgesetz angelegte Trennung von hoheitlicher 

Bundesaufgabe und privatwirtschaftlicher Erfüllung europarechtlich bedingt und abgesichert. Entspre-

chendes findet sich namentlich in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie). 

 

Dort ist in Satz 2 bestimmt, dass Unternehmen nur dann an der Bereitstellung elektronischer Kom-

munikationsnetze oder -dienste gehindert werden dürfen, wenn es hierfür einen ausreichenden Grund 

im Sinne des vormaligen Art. 46 Abs. 1 EUV gibt. 

 

Eine Hinderung von Unternehmen ist zumindest nach der in Drs. 19/250 vorgeschlagenen Regelung 

darin zu erblicken, dass die Gemeinden von der Subsidiaritätsprüfung befreit werden und somit auch 

ohne zwingenden Bedarf in Konkurrenz mit den Unternehmen treten können. Es wäre hier selbst 

denkbar, dass bereits versorgte Gebiete durch kommunale Netze überbaut werden – etwa mit dem 

Ziel einer günstigeren Versorgung durch die Nutzung von Skaleneffekten und unter Inkaufnahme von 

zumindest vorübergehenden, aus öffentlichen Mitteln zu deckenden Verlusten. 

 

Vor dem Hintergrund dieser sowohl wirtschaftlichen als auch rechtlichen Bedenken möchten wir Sie 

eindringlich bitten, die geplante Änderung der Gemeindeordnung zu überdenken. Es muss sicherge-

stellt werden, dass hier keine Regelung geschaffen wird, die am Ende einem wirtschaftlichen und 

damit möglichst weitreichenden Breitbandausbau entgegensteht. Mögliche private Investitionen soll-

ten nicht durch den unnötigen Einsatz von Steuergeldern ersetzt werden. Es ist daher mindestens 

notwendig, jede gemeindliche Aktivität auf Maßnahmen zu beschränken, die der Überwindung einer 

tatsächlich und auch dauerhaft bestehenden Wirtschaftlichkeitslücke dient. Hierzu sollten dann For-

men gewählt werden, die wettbewerbsneutral und beihilferechtlich unangreifbar sind. 
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Für eventuelle Rückfragen oder eine vertiefte Diskussion dieser Themen stehen wir Ihnen jederzeit 

gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Simon Japs     
Director Public Policy    
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